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Keller, J ustizb :schäftigte
als Urkundsbeamtin der
Geschäftsstelle

ReehtsanwäIte

Amtsgericht Erkelenz

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

ln dem Rechtsstreit

t U. Aprit 2014

Holbeek o Buclurer o Colle{r:n

derAutovermietungrGmbH,vertreterclurchdieGeschaftsfu|hrer,f

P rozesrsbevollmächtigte :

Klägerin,

Rechrtsanwälte Hofbeck, Buchner &

Colle gen, Spittlerlorgraberr 1 3, 90429

Nürnberg,

geg€) n

O"t llersicherungs AG, gesetzlich vertreten durch den'Vorstand,

Beklagte,

P rozessbevollmächtigte Rechtsanwälte

hat das Amtsgericht Erkelenz

im schriftlichen Verfahren mit einer Schriftsatzeinreichungsfrist bis zum 20.03.2014

durch den Richter Laskowski

für Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin IEUR 432,64 nebst
Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen
Basiszinssatz seit dem 28.1 1.2013 zu zahlen.

2. lm Übrigen wird die Klage abgewiesen.
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Die Kosten des Rechtsstre,its tragen die Klägerin zu 58 v.H. und
die Beklagte zu 42 v.H..

Das Urteil ist vorläul'ig vollstreckbar. Der jeweiligen
Vollstreckungsschuldnerirr wird jedoch nachgelassen, die
Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Hi5he von 110 v.H.
des aufgrund des Urteils gegen sie vollstreckbaren Betrages
abzuwenden, wenn nicht die jeweilige
Vollstreckungsgläubigerin ihrerseits vor deir Vollstreckung
Sicherheit in Höhe von 110 v.H. des jeweils zu vollstreckenden
Betrages leistet.

Tatbestand:

Die Parteien streiten über Ansprüche aurs einem Verkehrsunfall, der sich am
25.03.2013 in Erkelenz ereignete. Die alleinige Hqftunel Be!]egten als

Kfz-Hal'tpflichtversicherung des Ünfallgegne,rs des Herrn 

- 

(Zedent)
steht nicht im Streit.

Bei dem Unfall wurde das Fahrzeug Hyundai Santa Fe 07 des Zedenten so

beschädigt, dass es nicht mehr verkehrssicher war.

Der Zedent mietete für den Zeitraum vom 16.03.2013 bis zum 26.04.2013, also für

11 Tage, bei der Klägerin ein Fahrzeug Mercedes-Benz C 200 TDI an (Mietvedrag

vom 1€i.03.2013, Bl. 14 d A.) Dies entsprach dem Zeitbedarf für die Reparatur des

beschädigten Fahrzeugs. Mit Rechnung vom 27.03.2013 (Bl. 15;. d A)stellte die

Klägerin der Zedentin einen Bruttobetrag vc)n '2.371,32 € in Rechnung. Der Zedent

trat seine Ersatzansprüche in Höhe dieses Betrages art die Klägerin ab.

Hieraufleistete die Beklagte am 28.03.2013 einen Betrag von 1.000,00 € an die

Klägerin.

Die Kliigerin ist der Ansicht, dass die Beklagte ihr auch zum Ersatz der nunmehr

eingeklagten weiteren Mietkosten verpflichtet sei, da sie dern zu ersetzenden

Normalpieis entsprächen. Das gelte auch für die Kosten eriner vollständigen

Haftpflichtversicherung, der Winterbereifung, einer Freisprecheinrichtung, eines

Automgtikgetriebes und der abgerechneten Vergütung für einen r,veiteren Fahrer, da

sowohl des beschädigte wie auch das angernietete Fahrzeug, was unstreitig ist,

neben den Zedenten äuch von dessen Eherfrau benutzt worden sei. Für den dabei

Preis könne, wenn auch mit Modifikationen, dabei noch unter dern Normalpreis, wie

er sich aus dem Schwacke-Mietpreisspiegel ergebe,

Die Kläigerin beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie EUR 1.038,37 ne,bst Zinsen in Höhe

von 5 Prozentpunkten über dern Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit;

Die Beklagte beantragt,

3.

die Klaqe abzuweisen.
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Die Beklagte ist der Ansicht, dass die von ihr gezahlten 1.000,00 € den allein
ersatzfiihigen Normalpreis der Mietwagenkosten darstellen oder s,cgar überschreiten
würden. Sie verweist insoweit auf Internet-Arrgebote bei Autovermietungen, die,
wenn etuch für andere Zeiträume eingeholl, die Möglichkeit zur Anmietung eines
vergleichbaren Fahrzeugs zu einem deutlich günstigeren Preis als von der Klägerin
verlangt belegen würden.

Die Klageschrift ist der Beklagten am 27.11.2013 zugestellt worden.

Entscheidungsgründe:

Mit Zur;timmung beider Parteien durfte das Gericht nach S 128 Abs.2 ZPO im

schriftli,chen Verfahren entscheiden und somit ein Urteil ohne mün<lliche Verhandlung
erlassen.

Die Klage ist zulässig und tetlweise begründett.

Die Klarge ist zulässig. Die örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Erkelenz ergibt
sich dabei aus gg 20 SIVG, 32ZPO da der\/erkehrsunfall vom 15.03.2013, aus dem

die Kläigerin ihre Ansprüche gegen die Eieklagten herleitet, irn hiesigen Bezirk

statffand.

Die Klage ist im aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begründet. In der Hauptsache
stehen der Klägerin noch weitere Ersatzansprrüche für Mletwagenl<osten in Höhe von

432,64 € zu.

Insoweit ergibt sich der Anspruch der Klägerin aus wirksam abgetretenen Recht des

Zedenten aus $S 398 BGB i.V.m.7 Abs. 1 SIVG, 115 Abs. 1 S. '1 Nr. 1 WG. Die

Haftung der Beklagten im Rahmen des Direktanspruchs dem Grunde nach für den

aus dem Unfall erwachsenen Schaden ist dilbei unstreitig. Somit ist im Rahmen von

S 249 ff. BGB die Beklagte zum umfassendern Ersatz des der Zedentin entstandenen

Schadens verpflichtet.

Zu derr zu ersetzenden Schäden gehören <labei im Grundsatz auch die Kosten für

die Anmietung eines Mietwagens aus einrer angemessenen Klasse während der

Dauer der Reparatur des unfallbeschädigten Fahrzeugs <les Geschadigten
(MüKo-BGB/Oetker, 6. Aufl. 2012, S 249 Rn. 428). Die dafür erl'orderlichen Kosten

sind prinzipiell nach S 249 Abs. 2 S. 1 BGB rrorn Haftenden zu ersretzen.

Die Ersatzpflicht gilt jedoch im Rahmen der Schadensrninderungspflicht des $ 254

Abs. 2 BGB nur im Rahmen der marktüblichen Mietwagenkosten im jedermann ohne

weiterels zugänglichen Normaltarif. Konkret becleutet das, dass der Geschädigte von

mehreren Juf äem örtlich relevanten Markt - nicht nur für Llnfallgeschädigte -
erhällichen Tarifen für die Anmietung eines vergleichbaren Ersatzfahrzeugs
grundsätzlich nur den günstigsten verfügbaren Mietpreis verlangen kann

Ärrgangspunkt für die Betrachtung muss damit der am Markt übliche Normaltarif

bilden, d. h. derjenige Tarif, der für Selbstzahler Anwendung finclet und daher unter

marktvrrirtschaftlichen Gesichtspunkten gebrildet wird. Dabei ist grundsätzlich der

marktübliche Normaltarif anzusetzen, der dem Geschädigten in seinem regionalen
Markt ,ohne Weiteres tatsächlich zugänglich war (Palandt/Grüneberg, BGB, 72. Aufl.

2013,1S 249 Rn. 33)
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Dies gilt unabhängig davon ob dem Geschädigten eines Verkehrsunfalls die
Obliegc'nheit zukommt, vor der Anmietung eines Ersatzfahrzeugs den regionalen
Markt ;zu beobachten, wie die Beklagte meint. Hätte der Zedent dies getan, so wäre
allerdirrgs der dabei von ihm herausgefurrdene günstigste Preis etwa aus drei
unabhiingigen Angeboten als ersatzfähig ranzusehen gewesen. Nur weil er dies
unterlassen hat und die Anmietung gerade krei der Klägerin nicht das Ergebnis einer
Recherche des Zedenten im regionalen Markt war, kommt es überhaupt dazu, dass
es auf die Bestimmung des objektiven Normalpreises zum Arrmietungszeitpunkt
ankommt und die Kläqerin sich darauf muss verweisen lassen.

Diese marktüblichen Mietwagenkosten für die Anmietungsdauer von '10 Tagen
schätzt, das Gericht nach S 287 ZPO auf 1.'432,64 € brutto. Abzüglich der unstreitig
noch vor Rechtshängigkeit geleisteten Zahlung der Beklagten von 1.000,00 € gemäß
Abrechnungsschreiben vom 28.03.2013 ergibt sich ein weiterer Anspruch von
432.64 €.

Dabei kann der marktgerechte Tarif zum Zeitpunkt der Anmietung zum beinahe
genau ein Jahr später liegenden Zeitpunkt des Ablaufs der Schriftsatzfrist nicht mehr
mit lefu4er Sicherheit bestimmt werden. Insoweit musste er hier im Rahmen einer
richterlichen Schätzung nach S 287 ZPO bestimmt werden.

Leitencl für diese Schätzung sind dabei die auf Grund von zusammengestellten
Marktumfragen erstellten Spiegel der Mietpreise. Dabei ist - nicht zuletzt aufgrund
des umfassenden Vortrags der Prozessbevollmächtigten des hies;igen Verfahrens in

ähnlich gelagerten vergangenen Rechtsstreitigkeiten - gerichtsbekannt, dass die
beiden wesentlichen Spiegeljene des Unterrrehmens Schwacke einerseits sowie des
Fraunhofer-lnstituts andererseits sind, die rauf bundesweiten Merrktpreisrecherchen
beruhen, und auf die auch die Parteien jerveils Bezug genommen haben. Ebenso
gerichtsbekannt ist, dass der Schwacke-Mietpreisspiegel für dieselbe Region und
Klasse regelmäßig höhere Werte ausweist als der Fraunhofer-Marktpreisspiegel.

lm vorliegenden Fall geht das Gericht im Grundsatz und unter Vornahme von weiter
unten dargelegten Modifikationen bei delr Schätzung im Grundsatz von der
Schwacke.-Liste aus. Insoweit entspricht clie Anwendung der {ichwacke-Liste als

Grundlage auch der Rechtsprechung des hiesigen l-andgerichts (LG

Mönchengladbach vom 06.08.2010,5 S 37i10, juris Tz. 13). t)abei ist nicht vom
gleichfralls in der Liste ausgewiesenen arithmetischen Mittel, sondern vom Modus
(also dem am häufigsten genannten Preis) auszugehen (LG Mönchengladbach,
aaO., -12.25).

Dabei ist dem Gericht bewusst, dass, wie die Beklagte eS äuch getan und dem

Spiegerl eine Voreingenommenheit gegenüber der Mietwagenbranche unterstellt hat,

d u rcha us gegen Schwacke-Mietpreisspiegel wissenschaftlich-methodische
Einwendungen erhoben werden mögen. S;o ist insbesondere ;ru berücksichtigen,
dass clie der Liste von Schwacke zugrunde liegende Preisabfriage offen, also mit

Hinweis auf die spätere Nutzung der Preise in einer solohen ggf. auch in

Rechts;streitigkeiten als Referenz einzusetzenden Liste, erfolgte. Eine Entscheidung,
dass rJer Preisspiegel von Schwacke merthodisch-wissenschaftlich nach idealen
Maßstiäben zusammengestellt sei, ist mit dem vorliegenden Urtelil nicht verbunden.
Die Frage ist auch im Übrigen irrelevant; in jedem Fall kann der aus den Spiegeln
abgelesene Wert niemals eine mathemat sche Wahrheit darstellen, sondern nur
Anhalts- und Ausgangspunki der im Kern richterlichen Schätzung sein.
Dementsprechend ist folgerichtig, dass selbst die Bildung eines arithmetischen
Mittels der beiden Preislisten Schwacke und Fraunhofer, also ein'Wert, der in letztlich
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in keinelr definierbaren Beziehung zu einer delr beiden Listen steht, als eine zulässige
Methode der Wertschätzung anerkannt ist (BGH vom 18.05.2010, Vl ZR 293/08,
NJW-RR 2010, 1251). Dieser Berechnungsrnethode hat sich jüngst auch das OLG
Koln mit seinem Urteil vom 01.08.2013, 15 U 09112, NJW-S;pezial 2013,554
angeschlossen. Diese Berechnungsart, die letztlich auf das Kreieren eines
gegriffenen Mittelwertes erscheint dem Gericht jedoch als vorzugsrvürdig, sind erhöht
dies doch die Unsicherheit, da somit letztlich ein dritter Wert auf rechnerischer
Grundlage aus zwei ihrerseits in ihrer Zuverlässigkeit zweifelhaften Ausgangswerten
künstlic;h geschaffen wird.

Das Gerricht geht dabei für seine richterliche Schätzung den erwälrnten Mängeln der
Schwacke-Liste zum Trotz von ihr in der Ausgabe 2012 als Grundlage der
richterlichen Schätzung aus. Dies erscheint aufgrund der Vrlrzüge der Liste,

insbesondere des großen Umfangs der von ihr abgedeckten Vermietern und ihrer auf
die dritlte Stelle der Postleitzahl bezogenen ,Auflistung gerechtfertigt, wenn die unter
näher errläuterten Modifikationen vorgenommen werden. Der BGH hat sich in seinem
Urteil vom 18.12.2012, Vl ZR 316111, NJW 2013, 1539 nur gegen die kritiklose und

unveränderte Übernahme des Listenwertes ills Ergebnis der richterlichen Schätzung
ausgesprochen. Der Verurendung als bloße Grundlage, die im Bewusstsein ihrer

Unvollk,ommenheit Modifikationen unterliegt, stehen auch in der höchstrichterlichen
Rechtsprechung keine Bedenken entgegen (vgl. auch BGH vom 22.02.2011, Vl ZR

353/09,r+s2011,264).

Eine Besorgnis, dass eine Feststellung auf der Grundlage der lSchwacke-Liste zu

einer Elestimmung der Schadenshöhe auf der Grundlage falsc;her oder offenbar

unsachlicher Erurrägungen führen und somit auch das nach $ 287 ZPO eingeräumte

Ermessen überschreitän würde (vgl. BGH vom 11.03.2008, Vl ZR 164/07, NJW

2008, 151 g f.) kann auch nicht durch die von der Bekliagten vorgelegten

lnternetangebote aus dem Dezember 2013 und Januar 2014 der Autovermietungen

Europc;ar Sixt und Hertz entnommen werden. Zunächst stellt das punktuell vorgelegt

Angebpte für sich noch nicht die allgemeine Eignung der auf breriteren Recherchen

unfer l\utovermietern aufbauenden Schwac;ke-Liste als Schätzgrundlage in Frage.

Die Angebote lassen für sich allein noch nicht auf Mängel der Schwacke-Liste

schließ,en, die sich auf den hier zu entscheidenden Fall auswirl<en. Hinzu kommt,

dass gegen die Vergleichbarkeit dieser lnbrnetpreise bereits spricht, dass es sich

dabeilm einen Sonäermarkt handelt, der nicht ohne Weiteres mit dem allgemeinen

regionirlen Mietwagenmarkt vergleichbar ist (vgl. BGH, Urteil vom 02.02.2010, Vl ZR

7/ö9, NUOZ 20101 ZASZ', LG Monchenglaclbach, Urteil vom 24.01 .2012, Az' 5 S

55/1 1) Es entspricht der allgemeinen Lebenserfahrung und auch der

Branchenüblichkeit, dass über dal lnternet in der Regel nur bresonders gÜnstige

Tarife punktuell angeboten werden, die aus einem kurzfristigen Uberangebot an

Mietwagen resultieän (so genanntes ,,Yierld-Management") und für den Kunden

gerader nicht voraussehbar oder nachhaltig verfügbar sirrd. Hieraus folgt

insbesondere, dass die Preise bei derlei Internetangeboten iauch bei ein- und

demse,lben Anbieter und für ein Fahrzeug derselben Klasse ials außerordentlich

volatil anzusehen sind und in einem Zeitraum erheblichtin Schwankungen

untenn,orfen sind, die ein bestimmtes Angerbot zu einem bestinrmten Zeitpunkt als

zufällig erscheinen lassen, sodass dem nichts für andere Zeiträunre gefolged werden

kann. 
-bies 

ergibt sich mit gewisser Anschaulichkeit übrigens auoh aus den von der

Beklaglten sehst vorgelegt,en Beispielen. [io kostete demnach bei dem Vermieter

furop,:ar an der Siation Erkelenz die ,\nrnietung eines Fahrzeugs Mercedes

C-Klasise fur 11 Tage im Januar 2014 815,33 €, im Mai 2013 dagegen für 23 Tage

1.144.72 €. was im Verhältnis zur mehr erls doppelten Länge als verhältnismäßig

erheblich preisgünstiger anzusehen ist.
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Die Anlcieter, die über eine entsprechende lnternetpräsenz verfügen, nutzen diese,
um danrit auf kurzfristige Schwankungen in der Auslastung ihres Fuhrparks reagieren
zu könrren. Die Zweifel, ob bei diesem System das Internetangebot auch bei einer
tatsächlichen Anfrage unmittelbar an der Station oder per Telel'on zur Verfügung
gestanclen hätte, werden durch den pauschalen Hinweis der Beklagten, dass zu dem

dargelegten Tarif oder günstiger eine Anmietung hätte erfolgen können, nicht

beseitiglt (vgl. AG Düsseldorf, Urteil vom 25.02 .2011, Az. 30 C 5629110 m. w. N.).'

Da die Angriffe der Beklagten gegen die Schwacke-Liste mangels erkennbarer
Vergleir:hbarkeit mit der tatsächlichen Anmietsituation somit im Ergebnis ledigllch

allgömeriner Natur waren, war im zugrunde liegenden Fall auch kein

Saihverständigengutachten betreffend die Hr)he der Mietwagenkosten einzuholen.

Bei der Berücksichtigung der Schwacke-Liste als Schätzungsgrundlage ist zunächst

davon iauszugehen, dasi die zeitlich nächstliegende Ausgabe zu verwenden ist. Bei

einerAnmietüng im März 2013 istdies dieAusgabe 2012, da die rAusgabe 2013 erst

im Herbst 2013 erschienen ist.

AuszuEehen ist dabei von der Liste für das Wohnsitzposileitzahlgebiet des

GesctrtiOigten, also den Wohnsitz der Zedentin in 41812 (Bereich 418) Erkelenz (LG

Mönchr:ngladbach, Urteil vom 20.01.2009, 5 S 110/08). Auf den l\nmietungsort, hier

Aachen, üt nictrt abzustellen, da dies die Flöhe der Ersatzkosten letztlich von dem

zufälliger Sitz des Unternehmens, für das sich der Zedent im Einzelfall entscheidet,

abhängig macht.

Unter tlerücksichtigung der Anmietungsdauer ist grundsätzlich der jeweils günstigste

in Betracht kommänOä Preis -, also grundrsätzlich der Wochenprreis, nur bei einer

unter eriner Woche liegenden Anmietung der Dreitagespreis und nur_bei eintägiger

Anmietung der Tages[reis - mittels einer Division des günstigsten Gesamtpreises

durch die Anzaht äer'angefallenen Miettage zu berechnen (LG MÖnchengladbach

vom 22t.01 2012, Az. 5 S 55/11).

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ergibt sich bei einr:m Modus für die

Woche,nanmietung"Ueiäer unstreitig für einen Mercedes-Benz C 200 als Ersatz für

den b,eschädigte"n Hyundai Sania Fe :zugrunde zu legenclen Klasse 7 tm

posleitzahlengiOiet aia ein Wochenmodus von 806 €, der bei T'eilung durch 7 und

Multiplikation Äit 11 sich für 11 Tage ein Grrrndpreis von 1.266,54 € ergibt.

Diesern Preis ist ein pauschaler ZuschlarJ von 253,31 € wegen unfallbedingter

Mehrleristungen der Vermieterin zu addieren. Dies entspricht der insoweit vom

Gericht in ständiger Rechtsprechung angewendeten Pauschale von 20 % des

Grundpreises. Die" Klägerin hat insoweit zirr Überzeugung des Gerichts dargelegt,

dass sie gegenüber dem Zedenten spezieller unfallbezogene Leistungen.erbracht hat,

die eirren höheren als den Normaltarif recl^rtfertigen. Dres folgt nicht allein aus dem

Umstand, dass der Zedent in großer zeitlicher Nähe zum Unfall selbst, nämlich am

Folgetag, anmietete, weil auön nach dem vorgelegten Scha'Censgutachten das

Fah'rzeJg jedenfalls selbst nicht mehi fahrtüchtig, wenn auch eine solche zeitnahe

Anmietung indiziell dafür ist, dass sie unmittelbar auf dem Unfallerreignis beruhte und

ein be:sonders dringendes Bedürfnis für schnellen Ersatz bestand. Hierzu gehört

bereits; der Umstand-, dass die Vermieterin rron der Leistung von \'/orkasse oder einer

Sicherheitsleistung abgesehen hat und sich damit begnügt hat, sich die Ansprüche

des K^lagers gegän dln Schädiger und seine Versicherung abtreten zu lassen,

sodass sie nunmehr selbst die Ansprücl're auf dem Rechts\,'eg zu einzuklagen

gehalten ist. Dies entspricht nicht dem üblichen Gebaren der r\utovermietung, wo



durch erine Kaution oder die Hinterl"nr*'u,,n Kreditkartendaten rler Vermieter sich
sowohl gegen einen Mietausfall wie gegen eine mögliche Eteschädigung des
Fahrzeugs zu sichern sucht. Daher war in die Preiskalkulation zu fRecht ein erhöhtes
Ausfalhvagnis einzukalkulieren.

Mit diersem Vorgehen der Klägerin als 'Vermieterin ist nebern der möglichen
steuerrrechtlichen Pflicht, die Umsatzsteuer vorzufinanzieren, auch ein mögliches
Ausfallrisiko bei einer späteren anderen Bewertung der Haftung verbunden: Bei einer
Anmietrung wie hier bereits am dem Unfall folgenden Tag liegt naturgemäß noch kein

Anerkenntnis dem Grunde nach der gegneris;chen Versicherung vrcr. Desweiteren ist

zu bea,chten, dass die Anmietdauer zunächrst zwangsläufig unbelstimmt war, da sie

vom Reparaturfortschritt am Fahrzeug des Klägers abhing. Inrsoweit konnte die

Klägerin nicht mit Sicherheit kalkulieren, wann das Fahrzeug ihr wieder zur

Verfügung stehen würde, sodass möglichenrireise eine an sich mögliche
Folgevermietung nicht würde durchgeführt werden können. Dies; rechtfertigt einen

Zuschlag auf den Normaltarif.

Demzufolge ist das Zwrschenergebnis d€,s Preisschätzung auf 1.519,85 € zu

erhöhen.

Nicht als gesonderter Ersatzposten sind dagegen einzustellen die

Kaskor,,,ersicheiungskosten. Dies gilt unbeschadet dessen, dass derr einen Mietwagen

benötigtende Gesöhadigte kann nach der langjährigen Rechtsprechung auch die

Kosten von dessen Vollkaskoversicherung ohne jede Selbstbeteiligung ersetzt

verlanglen kann (grundlegend BGH vom 06.11 .1973, Vl ZR 1601712' BGHZ 61,325 =

NJW ig74, g1), Ausweislich des von der l(lägerin vorgelegten Mietvertrages vom

16.03.201 3 war das Fahrzeug jedoch mit einer verschuldensunabhängigen

Selbstbeteiligung von 1.000 € versichert. Drabei ist zu berücksicl^rtigen, dass ab der

Schwacke-Liste der Ausgabe 2011 l(asko-Versicherungsk,osten mit einer

Selbstbeteiligung von 500 € bereits im Listenpreis enthalten sind und Teil des

GrundpreiseÄ sinO. Eine darüber hinaus geherrde Leistung der f(lägerin gegenüber

dem Zr:denten ist nicht ersichtlich, lag die Serlbstbeteiligung sogar über 500 €'

Dagegen gesondert zu berücksichtigen s nd die angemessenen. Kosten für die

Wi[teJOereifung. Diese bewegen sichlaut der Schwacke-Tabelle bei 10 € pro Tag im

Modus, für 111age also bei 110 €. Nur in dieser Höhe sind sie ersatzfähig, da die

Klägerrn hierfür je-doch nur 92,44 € netto (also genau 110 € brutto) in Rechnung

stelite, kann sie die Kosten ersetzt verlanl3en, Die Ersatzfähigl'reit ist dabei keine

Frage der Notwendigkeit von Winterreifen bei entsprechenden lVetterbedingungen'

Dass nun eine Aussättung mit Winterreifen bei entsprechenden Wetterlagen durch $
2 Abs. 3a SIVO auch zur objektiven Rechtspflicht wurde, ändert nichts daran, dass

die Winterbereifung in der Schwacke-Liste gesondert aufgeführt ist und somit die

Kalkulation des Noimalpreises, wenn sie aus den oben dargelegten Gründen auf der

Schätz:ungsgrundlage äie"er Liste erfolgen soll, diese Kosten als Sonderposten

berüchrsicitigen muls. Dies gilt unabhängitl davon, ob der konl<rete Autovermieter

diese Kosten getrennt aufführt oder, wie ös' im Zuge der Pflicht zur Winterbereifung

zunehmend zu erwarten steht, in den Grundmietpreis einbezieht' Dass das von der

Klägerin angemietete Fahrzeug winterbereill war, hat die Beklagt,e nicht substantiiert

bestritten.

Zuletzt zuzurechnen war eine angemessene Erhöhung der Mie'tkosten wegen des

Einbegreifens eines Zusatzfahreis, die arusweislich der Nebeinkostentabelle zur

Schwacke-Liste mit 12 € pro Tag, also nit 132 € für 11 Tager anzurechnen war.

\,n/isfls,rum entspricht der von der Klägerin berechnete Preis (1 10,02 € netto) dem
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Modus der Schwacke-Liste. Die Klägerin hat insoweit hirrreichend konkret
vorgetriagen, dass sowohl das beschädigte als auch das angemietete Fahrzeug nicht
nur von der dem Zedenten, sondern auch von dessen Ehefrau benutzt wurde. Wenn
aber das beschädigte Fahrzeug über den Halter hinaus regelmäßig weiteren
Personen dient und somit auch für diese eirr Ersatz für die durch die Beschädigung
verlorerre Mobilität erforderlich ist, so müssen auch die Mehrkosten für einen
Zusatzf'ahrer ersatzfähig sein, Ein solcher Zuschlag für einen weiteren Fahrer muss,

wie das Gericht aus einer größeren Zahl von entschiedenen Fällen auf der
Grundlilge der Abrechnung durch verschiedene Versicherer entnehmen konnte, als

weitgehend branchenüblich angesehen werden.

Zu berücksichtigen waren die Kosten für Zustellung und Abholung des Fahrzeugs on

Höhe von jewerls 23 € brutto, was nach der Schwacke-Liste der l-{öhe nach nicht zu

beanstanden ist. Da das unfallgeschädigte Fahrzeug des Zeclenten nicht mehr

fahrtauglich war, war ihm auch nicht ohne VVeiteres zuzumuten, clen Mietwagen vor

Ort beri der Klägerin abzuholen und zurückzubringen. Daher erscheint die

Inanspruchnahme dieser Dienstleistungen, deren tatsächliche Durchführung nicht

bestrittr:n ist, als ersatzfähiger weiterer Schadensposten.

Hinsichtlich des Navigationsgerätes hat die Klägerin unbestritten vorgetragen, dass

sowohl das Fahrzeug des Zedenten wie aur:h das angemietete hriermit ausgestattet

sind. Da in Ermangetung eines solchen Sysbms der Geschädigte, der sich bisher auf

die Vorteile eines solchän Systems verlass€,n konnte und dem sclmit Kartenmaterial

nicht nrehr zur Verfügung stand, gehalten wäre, sich umfassend mit Karten aller

Gebietr-. einzudecken,-diJ er zu durchfahren gedenkt, erscheint das Vorhandensein

eines Navigationssystems ein notwendige Komponente, um clie unfallbedingten

Schäden aüszugleiähen. Da jedoch ein solches System auch in Mietfahrzeugen

(noch) nicht duichgehend voihanden ist, sind die Zusatzkosten im Einzelfall ein

ärsatlfaniger SchadLn, dessen Berechnung in Höhe von 110 € wir:derum den Modus

der KosteÄ im Anhang der Schwacke-Tabelle 2012 nicht übersteigt

Nicht z:u berücksichtigten waren wiederum Posten für ein Automatikgetriebe und eine

Freisprecheinrichtunj. Hinsichtlich des Vorhandenseins eines Automatikgetriebes ist

nicht ersichflich, welnalb in der Zurverfüglungstellung eines damit ausgerüsteten

Fahrzerugs eine besondere Leistung seiterrs der Klägerin begrr'rnden sollte' selbst

wenn r,rnbestritten des beschädigte Fahrzetrg des Zedenten damit ausgerüstet war'

Ein Aurtomatikgetriebe und ein Schaltgetriebä funktionell gleichwertige Lösungen fÜr

dasselbe technische Problem dar, wobei manche Fahrer wegen einer verbundenen

Bequemlichkeit ein Automatikgetriebe, andere wegen der Möglichkeit einer

schnelleren und dynamisch"ren E"tchleunil;ung durch entsprechende Gangwahl ein

Schaltgetriebe voiziehen mögen. Etwa meciizinische Gründe, aus denen der Zedent

eines Fahrzeugs mit Automätikgetriebe berdurft hätte, sind nicht ersichtlich. Dann

kann 6ber eine Ausstattung mit-einer bestimmten zweier funktionell gleichwertiger

Getriebearten genauso wenig besondere Kosten auslösen wie ertwa die Lackierung

des Mietwagens in einer bestimmten Farbe.

Ebenso wenig können weitere Posten 1'ür eine Freisprechanlage abgerechnet

werden. Es erscheint schon fraglich, ob e n solcher Posten eines Einbauteils, das

jedenfalls in den Fahrzeugen des oberr:n Mittelklasse, um die es hier geht'
jnzwischen als gleichsam Ständard anzusehen ist, Einkaufs- oder Venvaltungskosten

für einren Vermieter begründen kann und somit als besonderer Posten in Rechnung

gestellt werden kann. Jädenfalls handelt es sich hierbei lediglich um eine technische

Vorbereitung zur Mobiltelefonie im Fahr:zeug. Dass der Zedent überhaupt ein

kompatibleJ VoOitt"tefon hatte und auch in seinem beschädigten Fahrzeug und
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während der Anmietezeit in regelmäßigen Gebrauch nahm und s;omit die technisch
vorhandene, aber gleichsam latente Funktion überhaupt in Benutzung nahm, ist nicht
vorgetragen.

Unter Berücksichtigung dieser Nebenposten ist der Sclrätzwert für die
angemessenen Mietwagenkosten um 398 € auf 1 .917,85 € zu erhöhen.

Vor allem Weiteren aber ist, wie bereits oben angedeutet, vom Listenpreis
ausweislich der Schwacke-Liste eine gewisse Modifikation zu machen. Anders als
die Klägerin in ihrer Modellrechnung ist nach aktueller Rechtsprechung des
Landgelrichts Mönchengladbach dieser Abschlag erst nach Aufrechnung aller
Nebenl<osten zu machen, weil nur insoweit eventuelle Fehler in cler Schwacke-Liste
korrigierrt werden können. Hiervon ist ein Abschlag in Höhe von 17 o/ovotzunehmen

(LG Mr5nchengladbach, 5 S 55/11). Die Notwendigkeit eines Abschlages in dieser
Höhe hreruht auf der Erwägung, dass die Schwacke-Liste, die von vornherein nur als
Ausgangspunkt der richterlichen Schätzung dienen kann, als "Normaltarif' nicht den
zu ersetzenden Normalpreis im Sinne des illlgemeinen Schadensrechts wiedergibt,
sondern einen Werl darstellt, der auf Grund der in der Methodik der Preisermittlung
liegenclen Besonderheiten in einem Maße überhöht ist, dass eine Korrektur nach
unten g;erechtfertigt erscheint (so bereits auc;h LG Nürnberg-Fürth vom 29.09.2011,2
S 185,/11, DAR 2011, 589 ff.); bei Zugrr-rndelegung der ihrenseits unrealistisch
niedrigen Fraunhofer-Liste hätte im Übrigen eine pauschale Erhöhung vorgenommen
werden müssen, sodass keine materielle Präzisierung zu erreichen gewesen wäre.

Die Höhe des Abschlags ergibt sich dabei aus der Überlegung, dass der in der
Schwacke-Liste festgestellte "Normaltarif' um etwa 20 % über dem Betrag liegt, der

von Rerchts wegen als Normalpreis erstattungsfähig ist. Insoweit rruird den Bedenken

der Beklagten, der ,,Normaltarif" der Schwercke-Liste bilde nicht den marktÜblichen
Normalpreis ab, durchaus gefolgt und hinreichend entgegen gekommen. Der von ihr

beantriagten Einholung eines Sachverständigengutachtens bedarl' es dagegen nicht,

da der ,,Kernmangel" der Schwacke-Liste, durch clie Vornahrne des Abschlags

hinreichend ausgeglichen wird (LG Nürnbergl-Fürth, 2 S 185/11).

Unter t\brechnung dieses Abschlags verring,:rt sich das Ergebnis auf 1.591 ,82€'

Es ist hiervon endlich ein Abzug von 1Oo/ozu machen. Dieseran den Kosten fürden
Mietwergen derselben Klasse orientierte ,Abzug bezieht sich auf die ersparten

Eigenerüfwendungen, die als Sowieso-Kosten beim Betrieb des eigenen

KÄftfahrzeugs wlhrend der Mietdauer angefallen wären und decken sogleich den

ersparten Verschleiß des reparierten eigeneln Fahrzeugs während der Reparaturzett

ab. Sier sind im Rahmen der Vorteilsausgleichung zum Abzug zu brringen.

Das Gericht orientiert sich dabei, im Bewusstsein, dass dort auch in der

Rechts;prechung in der Vergangenheit sehr unterschiedliche Werrte für angemessen
gehaltr:n wurden, an einem Pauschalabzug von 10 %. Dieser Prozentsatz liegt

2wischren der - allerdings überwiegend älteren - Rechtsprechung, die von Abzügen

bis zu 1b % (vgl. Nachweise bei MüKo-BGE;/Oetker, $ 249 Rn.4l)B) ausgeht und der

ebenferlls obergerichtlich vertretenen Ansicht, dass ein Abzug von nicht mehr als 3 %
gerecl"rtfertigt iei (vgl. OLG Nürnberg vorr 10.05.2000, g U 6t'2100, VersR 2001,
208;. ,Auch diesen Sowieso-Abzug konnte das Gericht letztlich nur im Wege einer

Schäü:ung bestimmen.

Eine \/orteilsausgleichung im diesen Sinner schied im vorliegenden Fall nicht etwa

wegen einer klassentieferen Anmietung der Zedentin aus. Vielmerhr ist zwischen den
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Parteiern rrnstreitig geblieben, dass sowohl rjas beschädigte Fahrzeug als auch das
neu angemietete in die Klasse 8 der Anwendung der Schwacke-Tabelle einzuordnen
und somit als im Wesentlichen klassengleich angesehen werden. Dann kann aber
auch ein Anteil der Mietkosten des genrieteten die ersparten Sowieso-Kosten
hinsichtlich des beschädigten Fahrzeugs in angemessener Näherurng abbilden.

Demzufolge ist eine Reduzierung auf die r:ingangs als Ergebnis der richterlichen
Schätzung genannten 1.432,64 € vorzunehrren.

Da die Beklagte vorprozessual bereits 1000,00 € bezahlt hat, bleiben noch 432,64€
übrig, clie die Klägerin auf den Klageantrag zu 1.) in der Hauptsacl-re verlangen kann.

Der Zirrsanspruch ergibt sich aus dem Gesicntspunkt der Prozessz:insen nach $$ 291
S. 1, 2i38 Abs. 1 S. 2 BGB. Da durch Zustellung der Klageschrift an die Beklagte am
27 .11.21013 Rechtshängigkeit eingetreten ist, beginnt der Lauf der
Rechtshängigkeitszinsen ab dem folgenden 128. 11.2013.

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 92 Abs. '1 S. '1 ZPO.

Die Enltscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf $$ 708 Nr. 11, 711 S

u. 2 ZPO.

Der Streitwert wird auf EUR 1.038,37 festges;etzt.

Rec hts behe lfs beleh ru n g :

Gegen dieses Urleil ist das Rechtsmittel der Berufung für jeden zulässig, der durch

dieses Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist

a) wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR übersteigt oder

b) wenn die Berufung in dem Urteil durch das Amtsgericht zugelassen worden ist.

Die Berufr-tng muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung

dieses Urteils schriftlich bei dem Landgerichl Mönchengladbach, l-lohenzollernstr.

157,41061 Mönchengladbach, eingegangen sein. Die Berufungsschrift muss die

Bezeichnung des Urteils, gegen das die Berufurrg gerichtet wird, sowie die Erklärung,

dass gregen dieses Urteil Berufung eingelegt werde, enthalten.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der E;erufungsschrift erfolgll, binnen zwei

Monaten nach Zustellung dieses Urteils schriftlich gegenüber dem Landgericht

Mönchengladbach zu begründen.

Die Parteien müssen sich vor dem Landgeric;ht Mönchengladbach durch einen
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Rechtsanwalt vertreten lassen, insbesondere müssen die Berufungs- und die

Berufungsbegrü nd u ngsschrift von einem solc'hen unterzeichnet sein.

Mit der Berufungsschrift soll eine AusfertigunlJ oder beglaubigte Abschrift des

angefochtenen Urteils vorgelegt werden.
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